
21. Bundesuesetz vom 5. April 1930 zum Schutz der&apos;Ar-

beits- und der Versämmlungsfreiheit.
5. April 1930 (Bundesgesetzblatt für die Republik Oesterreich

Nr. 113)
Der Nationalrat hat beschlossen:

§ i. (i) Bestimmungen in kollektiven Arbeitsverträgen und anderen
Gesamtvereinbarungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern sind

-nichtig, wenn sie unmittelbar oder mittelbar

a) bewirken sollen, daß in einem Betrieb nur Angehörige einer
bestimmten Berufsvereinigung oder anderen freiwilligen Ver-

einigung beschäftigt werden;
b) verhindern sollen, daß in einem Betrieb Personen beschäftigt

werden, die keiner Berufsvereinigung oder die einer bestimmten

,)Dazu Hein dl, Antiterrorgesetz, i. Zeitschr.f. Soziales Recht 2 (1929/30) S-43ff-;
Ders., Das Gesetz zum. Schutze der Arbeits- und Versammlungsfreiheit, ebenda S. 186 ff.;
Lederer, Das. Gesetz zum Schutz der Arbeits- und VersammlUngsfreiheit, in juristische
Blätter 59 (1930) S. 2oi ff.; Eugen Margar6tha,. Das Antiterrorgesetz, in Österreichischl

Richterzeitung 23 (1930) S. 103 ff.; Höller, Das Antiterrorgesetz und seine Bedeutung
-für das Österreichische Arbeitsrecht&quot; ebenda S. io6 ff.; Weißhopf, Das Gesetz zum

Schutz der Arbeits- und Versammlungsfreiheit und das Kollektivvertragsrecht, in Ge-

richts-Zeitung 81 (1930) S. 132 ff.; Malaniuk, Die strafrechtlichen Bestimmungen des

Bundesgesetzes vom 5. April 193o, ebenda S. 139 ff
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Berufsvereinigung oder anderen freiwilligen Vereinigung an-

gehören.
1(2) Die Bestimmung des Absatzes i findet auf Vereinbarungen,

die sich auf land- und forstwirtschaftliche Arbeiter beziehen, nicht un-

mittelbar Anwendung, gilt aber als grundsätzliche Vorschrift, deren

Ausführung der Landesgesetzgebung obliegt (Artikel 12, Absatz I, Z. 4,
des Bundes-Verfassungsgesetzes in der- Fassung von 1929), auch für

solche Vereinbarungen 1).
§ 2. (1) Dem Arbeitgeber ist es untersagt, Vereins-, Gewerk-

schafts- oder Parteibeiträg und Spenden von dem, dem Arbeitnehmer

gebührenden Entgelt abzuziehen oder bei der Auszahlung des Entgeltes,
in Empfang zu nehmen. Diesem Verbote unterliegen nicht Beiträge
und Spenden für Wohlfahrtseinrichtungen in einem Betriebe, die Zwecken
der Versorgung, der Hilfeleistung in Notfällen, und Notständen, der

Beihilfe für Urlaube und der Entschädigung für den, Verdienstentgang
an arbeitsfreien Tagen gewidmet und ausschließlich für Personen, die

dem Betrieb angehören oder angehört, haben, oder für deren Familien-

mitglieder bestimmt sind, sofern die Leistungen dieser Wohlfahrts-

einrichtungen den angeführten Personen ohne Unterschied ihrer Zu-

gehörigkeit zu einer bestimmten Partei oder Berufsvereinigung nach

gleichen Grundsätzen gewährt werden. Sofern es sich nicht um satzungs-
gemäß geregelte Wohlfahrtsüinrichtungen handelt, hat jeder Betriebs-

angehörige das Recht, in die Verwaltung und Verrechnung dieser Ab-

züge und Spenden Einsicht zu nehmen. Der Arbeitnehmer kann ver-

botswidrig abgezogene oder in Empfang genommene Beträge vom

Arbeitgeber binnen drei Jahren zurückfordern.

(2) Vereinbarungen, die den Bestimmungen des ersten Absatzes

widersprechen oder sonst eine Mitwirkung des Arbeitgebers bei der

Entrichtung der im ersten Satze dieses Paragraphen genannten Lei-

stungen bezwecken, sind nichtig.
(3) Als Arbeitnehmer im Sinne des Absatzes i sind auch die An-

gestellten öffentlich-rechtlicher Körperschaften anzusehen, selbst wenn

sie mit behördlichen Aufgaben betraut sind. Doch sind die Vorschriften

der Absätze i und 2 auf das Entgelt der im Artikel 12, Absatz i, Z. 9,
des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 genannten
Personen2) nur als grundsätzliche Vorschriften, deren Ausführung der

Landesgesetzgebung obliegt, auf das.Entgelt der Personen aber, deren

Dienstrecht nach Artikel 15 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der

Fassung von 1929 ausschließlich, durch die Landesgesetzgebung ge-

regelt wird, überhaupt nicht anzuwenden. Die Regelung bezüglich des

1) Art. 12 Abs. 17-. 4 BVG. lautet: Bundessache ist die Gesetzgebung über die Grund-

Sätze, Landessache die Erlassung von Ausführungsgesetzen und die Vollziehung in folgenden
Angelegenheiten:

4. Arbeiterrecht sowie Arbeiter- und Angestelltenschutz, soweit es sich um land-

und forstwirtschaftliche Arbeiter und&apos;Angestellte handelt. g. Dienstrecht der Ange-
stellten der Länder, die behördliche Aufgaben zu besorgen haben.

2) Vgl. vorstehende Anmerkung.
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Entgeltes der Lehrpersonen an Volks- und Haupt- (Bürger)- Schulen ist
Gegenstand besonderer Gesetze nach § 42 des Verfassungsübergangs-
gesetzes in der Fassung des Bundesgesetzblattes Nr. 393 vom Jahre 1929.

(4) Die Bestimmungen der Absätze i und :z finden auf land- und
forstwirtschaftliche Arbeiter nicht unmittelbar Anwendung, gelten aber
als grundsätzliche Vorschriften, deren Ausführung der Landesgesetz-
gebung obliegt (Artikel 12, Absatz I, Z- 4, des Bundes-Verfassungs-
gesetzes in der Fassung von 1929), auch für solche Arbeiter,).

§ 3. Das Gesetz vom 18. Dezember igig, St. G. Bl. Nr. 16 vom

Jahre 1920, über die Errichtung von Einigungsämtern und über kollek
tive Arbeitsverträge wird abgeändert, wie folgt:

[§ 3 enthält unter Zi_#er i bis 6 Abänderungen der Bestimmungen
über Kundmachung und den persönlichen Geltungsbereich der Kollektiv-
verträge. ]

I§ 4- (1) Wer in der Absicht, zu bewirken, daß in einem Betrieb
nur Angehörige, einer bestimmten Berufungsvereinigung &apos;oder anderen

freiwilligen Vereinigung oder nur Arbeitnehmer, die keiner Berufungs-
Vereinigung angehören, beschäftigt werden, oder in der Absicht, zu ver-

hindern, daß in einem Betrieb Personen beschäftigt werden, die keiner

Berufungsvereinigung oder die einer bestimmten Berufungsvereinigung
oder anderen freiwilligen Vereinigung angehören, Arbeitgeber oder
Arbeitn an der Ausführung&apos; ihres freien Entschlusses, Arbeit
zu geben oder zu nehmen, durch Mittel der Einschüchterung oder
Gewalt hindert, wird, sofern die Handlung nicht nach einer anderen

Bestimmung strenger strafbar ist, wegen Vergehens mit strengem
Arrest von einer.Woche bis zu sechs Monaten bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer einen Arbeitnehmer. durch Mittel der

Einschüchterung oder Gewalt nötigt, einer- Berufsvereinigung oder
anderen freiwilligen Vereinigung beizutreten oder aus einer solchen
auszutreten.

§ 5. Wer nichtverbotene Versammlungen, Aufzüge oder ähnliche
Kundgebungen mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt verhindert
oder sprengt, wird wegen Vergehens mit einfachem oder strengem Arrest
von einem Monat bis zu einem Jahr bestraft.

§ 6., Das Gesetz VOM 26. Jänner 1907, R. G. Bl. Nr. 18, betreffend
strafrechtliche Bestimmungen zum Schutze der Wahl- und Versamm-

lungsfreiheit, wird durch folgende Bestimmungen abgeändert:
i. Der § 15 hat zu lauten:
Wer vorsätzlich allein oder in Verbindung mit anderen eine nicht-

verbotene Versammlung durch Verhinderung oder Erschwerung des

Z.utrittes zur Teilnahme berechtigt-er Personen, durch unbefugtes Ein-

dringen, durch Verdrängung zur Teilnahme berechtigter oder zur Leitung
und Aufrechterhaltung der Ordnung berufener Personen oder durch
Widersetzlichkeit gegen die auf den Verlauf der Versammlung bezüg-
lichen formellen Anordnungen vereitelt oder stört, wird wegen Über-

-) Vgl. S. 682 Anmerkung i.
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tretung mit Arrest von einer Woche bis zu drei Monaten bestraft. Unter
erschwerenden Umständen, insbesondere gegen den Anstifter und die
Teilnehmer: einer von mehreren in verabredeter Verbindung unternom-

menen Verteilung, ist auf strengen Arrest bis zu sechs. Monaten zu er-

kennen.
Bei Versammlungen, die nicht nach dem Vereinsgesetz zu beurteilen

sind, gelten als zur Leitung und Aufrechterhaltung der Ordnung berufene
Personen bis zu deren Bestellung durch die Versammlung die Einberufer.

2. Der § 16 hat zu lauten:
Wer an einer nichtverbotenen, auf Mitglieder eines Vereines oder

auf eine andere bestimmte Gruppe von Personen oder auf geladene
Teilnehmer beschränkten Versammlung unberechtigterweise teilnimmt
und die Versammlung ungeachtet der Aufforderung der zur

&apos;

Leitung
und Aufrechterhaltung der Ordnung berufenen Personen nicht ver-

läßt, wird wegen Übertretung mit einer Geldstrafe bis zu 25oo S, im

Uneinbringlichkeitsfalle mit Arrest bis zu einer Woche bestraft.

3. Im § 17 haben die Worte und der unberechtigten Teilnahme
an einer Versammlung und die Worte und 16 zu entfallen.

§ 7. (1) Die Bestimmungen des § 2, Absatz i und 2, treten, soweit
sie unmittelbar anwendbar sind, am i. August 1930, die übrigen un-

mittelbar anwendbaren Vorschriften dieses Gesetzes am achten der

Kundmachung des Gesetzes fOlgeiiden&apos;Tage in Kraft.

(2) Die Frist für die Erlassung der Ausführungsgesetze der Länder
zu § i, Absatz :2, und § 2, Absatz 3 und 4, dieses Gesetzes wird mit sechs
Monaten festgesetzt. Der Beginn der Wirksamkeit der Ausführungs-
gesetze ist in allen&apos;Bundesländern mit i. jänner 1931 festzusetzen.

(3) Die Bestimmungen des § i und des § --, Absatz 2, sind auch auf

Vereinbarungen anzuwenden, die vor Beginn der Wirksamkeit der an-

geführten Bestimmungen oder - soweit sie nur als grundsätzliche Vor-
schriften gelten - vor Beginn der Wirksamkeit der Ausführungsgesetze
abgeschlossen worden sind.

(4) [Bezieht sich auf die in § 3 geregelten Materien.]
&gt;

§ 8. Mit der Vollziehung der unmittelbar anwendbaren Vorschriften
dieses Gesetzes und mit der Wahrnehmung der Rechte des Bundes

(Artikel 15, Absatz 8, des Bundes-Verfassungsgesetzes in derFassung
von 1929) 1) in den Angelegenheiten des § i, Absatz 2, und des § 2,
Absatz 3 und 4, dieses Gesetzes ist die Bundesregierung betraut.

Anmerkung: Die Vorschriften dieses Gesetzes zetfallen nach ihrem
sachlichen Inhalt in drei Gruppen: i. Bestimmungen &apos;zum Schutze
der Koalitionsfreiheit. a) Verbot der Aufnahme der Organisations-
klausel in--Kollektivverträge, d.&apos;h. der Bestimmung, daß nur organi-
sierte oder in einem bestimmten Verbande organisierte oder durch eine
bestimmte Stelle vermittelte Arbeitnehmer Beschäftigung finden dürfen

(§ i); b) Verbot der Einziehung von-Organisations- Und Parteibeiträgen

1) Art. 15, Abs. 8, BVG. lautet: In Angelegenheiten, die nach Artikel ii und 12

der Bundesgesetzgebung vorbehalten sind, steht dem Bund das Recht zu, die Einhaltung
der von ihm erlassenen Vorschriften wahrzunehmen.
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durch den Arbeitgeber bei Auszahlung des Lohnes (§ 2); c) straf-

rechtlicher Schutz der Koalitions- und Arbeitsfreiheit durch Aufstellung
eines Straftatbestandes gegen Nötigung zur Beschäftigung oder Nicht-

beschäftigung von Arbeitnehmern mit Rüc auf ihre Zugehörigkeit
oder Nichtzugehörigkeit zu einer Berufsvereinigung (§ 4) und zum Bei-

tritt zu einer oder Austritt aus einer Berufsvereinigung.
2. Schutz der Versammlungsfreiheit. Aufstellung von Straftat-

beständen a) gegen Verhinderung oder Sprengung von Versammlungen
(§ 5); b) gegen unberechtigtes - Eindringen und Störung von Ver-

sammlungen (§ 6).
3- Vorschriften zur Novellierung des Kollektivvertragsrechts hin-

sichtlich der Kundmachung und des persönlichen Geltungsbereichs der

Kollektivverträge (§ 3).

http://www.zaoerv.de
© 1931, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht.

http://www.zaoerv.de

	Report
	681
	682
	683
	684
	685


